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Baublock ÄnderungStat. BezirkStadtplanung ÖDMÜHLWEG- ZAPPESTRASSE

1. GEBIETSCHARAKTERISTIK

Lage im Stadtgebiet
Das Planungsgebiet im Ausmaß von 57.587 m² liegt am südlichen Ausgang des Haselgrabens östlich der Leonfeldner 
Bundesstraße  B126 im westlichen Teil des statistischen Bezirkes 36 Elmberg, KG Katzbach.

Örtliche Siedlungs- und Nutzungsstruktur
Die Siedlungen entlang der Leonfeldner Straße zwischen Marienbergweg und Ödmühlweg zeichnen sich durch eine 
heterogene Siedlungsstruktur aus. Im südlichen Bereich stellen Reihenhäuser im verdichteten Flachbau die 
dominierende Siedlungsform dar, vereinzelt durchsetzt von Geschosswohnbauten (maximal dreigeschossige Bauhöhe) 
und Einfamilienhäusern. Im nördlichen Bereich westlich der Leonfeldner Straße besteht eine Mischgebiet mit 
überwiegender betrieblicher Nutzung und vereinzelten Wohngebäuden. Entlang des Ödmühlweges beherrschen 
Einfamilienhäuser in offener Bauweise das Siedlungsbild. Die Leonfeldner Straße bildet als stark befahrene Straße eine 
Zäsur zwischen den westlichen und östlichen Siedlungsbereichen, die eine gemeinsame Inanspruchnahme an 
Dienstleistungen bzw. Infrastruktur erschwert. 

Situation im Planungsgebiet
Das Planungsgebiet ist ein überwiegendes Wohngebiet, welches großteils durch die Verkehrslärmimmissionen von der 
Leonfeldner Straße beeinträchtigt wird. Betrieblich genutzte Flächen bestehen sowohl bei der Einbindung des 
Ödmühlweges in die Leonfeldner Straße (Hotel), als auch bei der Einbindung der Zappestraße (Betrieb). Zwischen diesen 
Betrieben bestehen entlang der Leonfeldner Straße zwei Siedlungen in verdichteter Flachbauweise. Am Ödmühlweg ist 
neben bestehenden Ein-   familienhäusern in offener, zweigeschossiger Bauweise noch ein dreigeschossiger Wohnbau 
hervorzuheben. Die Zappestraße ist geprägt von großen Ein- und Zweifamilienhäusern (Villen), welche seit den 1970er 
-ahren entstanden sind. Hier befinden sich noch Baulandreserven.

An den öffentlichen Verkehr ist das Planungsgebiet durch die Buslinie 38 angeschlossen.
Das Siedlungsgebiet liegt im Übergang der Talniederung des Haselbaches zu den Westhängen des Haselgrabens. 
Entlang der Zappestraße befinden sich teilweise steile Hanggrundstücke. Entlang des Krebsenbaches besteht eine rote 
Wildbach-   gefahrenzone, in der großflächigen gelben Gefahrenzone befinden sich mehrere bestehende Wohnhäuser. In 
der Bebauungs-  planung sind auch mögliche Gefährdungen durch das östlich angrenzende Waldgebiet zu 
berücksischtigen. Der Grünflächenplan 2001 weist für das Gebiet eine meist ausreichende Durchgrünung aus. Entlang 
der Zappestraße ist der Durchgrünungsgrad im Bauland gut, beim gemischten Baugebiet Ecke Zappestraße/Leonfeldner 
Straße ist die Durchgrünung mangelhaft.

2. STÄDTEBAULICHE ZIELSETZUNGEN
Städtebauliches Ziel ist entlang der Leonfeldner Straße eine Nutzungsmischung mit vorwiegender Wohnnutzung und 
nicht wesentlich störenden Klein und Mittelbetrieben  mit mittlerer Baudichte. Dabei ist auf die Reduktion der 
Lärmbelastung für die Wohnbebauung zu achten. Entlang der Zappestraße wird eine Wohnnutzung mit lockerer 
Bebauung angestrebt. Die Abstufung der Bebauungsdichte erfolgt nach Gesichtspunkten der funktionellen Gliederung 
und der Stadtgestalt.

Bei Betrieben soll die mangelhafte Gestaltungs- und UmfeldTualität verbessert werden. Die Reduktion von 
Nutzungskonflikten zwischen Wohn- und Betriebsnutzungen wird angestrebt.
Eine flächenmäßige Beschränkung bei oberirdischen Stellplätzen soll erfolgen.

Mit baulichen Maßnahmen -  z.B. Festlegung der Bauweise, Anzahl der Wohneinheiten Me Hauptgebäude, Festlegung 
der Werbetafelflächen sowie Aussagen hinsichtlich Nebengebäude - soll der Siedlungscharakter erhalten und das 
Erscheinungsbild des öffentlichen Raumes verbessert werden.

Der Haselgraben soll für die Stadtbelüftung von zusätzlicher, v.a. höherer oder nicht windströmungsgemäßer Bebauung 
freigehalten werden. Eine weitere bauliche Verdichtung ist zu vermeiden.

Die Bachufer sind freizuhalten für Revitalisierungsmaßnahmen, für den Ausbau des Fußwegenetzes und für 
wasserbautechnische Maßnahmen. Die Gefährdungsbereiche entlang der Bäche sind im Sinne des in Überarbeitung 
befindlichen Gefahrenzonenplanes zu berücksichtigen.
Erhaltung und Ergänzung von stadtgliedernden Grünstrukturen im Straßenraum (Alleen, Baumreihen, Grünstreifen) 
entlang 
der Leonfeldner Straße.

Der Grünflächenplan 2001 weist für das Gebiet überwiegend eine ausreichende Durchgrünung aus. Im Sinne der 
Aussagen 
des Grünflächenplanes 2001, dass die ausreichende Durchgrünung von Baugebieten zu erhalten bzw. zu verbessern ist, 
sind nachfolgende Maßnahmen vorzusehen.

Straßenabgewandte, nutzbare Freiflächen sind zu erhalten bzw. zu schaffen und vom ruhenden Verkehr freizuhalten. Die 
straßenseitige Begrünung des Vorgartens ist auf mind. der Hälfte der Vorgartenfläche zu gewährleisten, die Vorgärten 
sind 
von einer Bebauung freizuhalten.

Der Grundsatz Äzukunftsbeständige Flächennutzungsstruktur� ist im Sinne der nachhaltigen Stadtentwicklung zu 
beachten.

KG: KATZBACH
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3. MASSNAHMEN (RECHTSVERBINDLICHE VERBALFESTLEGUNGEN)
Bauliche Maßnahmen
Die Wasserver- und Entsorgung erfolgt über das städtische Kanal- und Wassernetz. Die Energieversorgung erfolgt über das 
öffentliche Elektrizitäts-, Gas- bzw. Fernwärmenetz.

Die Grundstücksgrenzen gelten als Bauplatzgrenzen im Sinne des � 3 Abs. 3 OÖ.BauO 1994. Davon abweichende Änderungen 
von Bauplätzen und bebauten Grundstücken (Teilung oder Vereinigung von Grundstücken) bleiben zulässig.

Zusätzlich zu Garagen sind Nebengebäude (z.B. Garten- und Gerätehütten) bis zu 25 m² bebauter Grundfläche außerhalb der 
Baufluchtlinie, nicht Medoch im gesetzlichen Seitenabstand (Bauwich), zulässig.

Das Ausmaß der mit Nebengebäuden und Flugdächern bebauten Fläche des Bauplatzes oder des zu bebauenden Grundstückes 
darf bei Neu- und Zubauten 1/10 der Gesamtfläche nicht übersteigen, Medoch höchstens 100 m² betragen.

Erdgeschoßige Windfänge bis max. 5  m² Grundrissfläche sind außerhalb der Baufluchtlinien zulässig.

Pro Bauplatz und Hauptgebäude sind max. 3 Wohneinheiten für das Wohngebiet bis auf den Parz. 83/4, 78/1 und 554/10 
zulässig.

Loggien und Wintergärten sind erdgeschoßig mit einer Tiefe bis max. 3 m, bei den darüberliegenden Vollgeschoßen bis max. 2 m 
außerhalb der inneren und der seitlichen Baufluchtlinie, Medoch nicht im gesetzlichen Seitenabstand (Bauwich), zulässig.

Die Tiefgarageneinfahrten und -rampen sind im Innenhof emissionsabschirmend zu überdecken und zu begrünen, sofern dem 
nicht Gründe des Ortsbildes entgegenstehen.

Werbeanlagen nur bis max. 2 m² Werbefläche, insgesamt bis nur 4 m² Werbefläche pro Bauplatz zulässig (ausgenommen 
Fassadenflächen von Haupt- und Nebengebäuden).

Oberirdische Garagen und oberirdische überdachte bauliche Anlagen für Kfz sind mind. 5,00 m von der Straßenfluchtlinie 
abzurücken.

Begrünung
Die Dachflächen unterirdischer baulicher Anlagen sind zu begrünen. Die oberste Schicht des Dachaufbaues ist als 
Vegetationsschicht mit einer Mindeststärke von 50 cm und organischen Pflanzen auf mindestens 80% der Fläche verteilt 
auszuführen.

Bei Errichtung unterirdischer baulicher Anlagen sind mindestens 30% der Freifläche für Grünflächen über durchgehend 
gewachsenem Boden freizuhalten.

Niveauunterschiede zwischen der begrünten Dachfläche unterirdischer baulicher Anlagen und den angrenzenden Freiflächen 
sind mit einer durchgehenden Vegetationsschicht auf eigenem Bauplatz abzuböschen und mit organischen Pflanzen zu 
begrünen (ausgenommen Zu- und Abfahrten, Belüftungen und sonstige technische Einrichtungen).

Bei Neu- und Zubauten von Hauptgebäuden mit einer verbauten Fläche über 500 m² sowie von Nebengebäuden mit einer 
verbauten Fläche über 100 m² sind Dachflächen bei einer Neigung bis 20 Grad, ausgenommen Flugdächer, zu begrünen, es sei 
denn, der verbleibende Anteil der Grünflächen an der Bauplatzfläche beträgt zumindest 0,6.
Unter Grünflächen sind Rasenflächen, bepflanzte Flächen und Kinderspielplätze zu verstehen. Erschließungswege, 
Wäscheplätze sowie Abstellplätze mit wasserdurchlässigem Aufbau und begrünte Fassadenflächen können als Ausgleichsflächen 
herangezogen werden.

Unter Dachbegrünung ist eine Dachausführung zu verstehen, welche als oberste Schicht des Dachaufbaus eine 
Vegetationsschicht mit einer Mindeststärke von 15 cm und organische Pflanzen auf mindestens 80 % der Fläche verteilt 
aufweist.

Mit einem durchgehenden Grünstreifen sowie mit Bäumen und/oder Sträuchern sind zu bepflanzen:
-der von einer Bebauung freibleibende 5 m-Bereich entlang der Straßenfluchtlinie
Ausgenommen von diesem Bepflanzungsgebot sind Zufahrten, Zugänge, befestigte Vorplätze u.Ä. im Vorgarten bis zu einem 
Ausmaß von 50 % der Fläche (Berechnungsgrundlage ist eine Vorgartentiefe von 5 m).
Rasenmulden, die für die Versickerung von Niederschlagswasser notwendig sind, dürfen nicht für Bepflanzungen mit Bäumen 
und Sträuchern herangezogen werden.

Lärmschutzmaßnahmen, wie z.B. Lärmschutzwände, Lärmschutzwälle, sind (beidseitig) mit Bäumen, Sträuchern oder 
Rankgehölzen zu begrünen.

Stützmauern und Einfriedungsmauern sind von der Grenze des öffentlichen Gutes durchgehend mindestens 0,5 m 
abzurücken. Dieser Bereich ist zu bepflanzen, soferne nicht ortsbildmäßige Belange entgegen stehen. Ausgenommen 
davon sind Zugänge, Zufahrten und infrastrukturell notwendige Einbauten.
Stützmauern und Einfriedungsmauern über 1,5 m Höhe sind flächendeckend dauerhaft zu begrünen.

Ruhender Verkehr
Die Kfz-Abstellflächen sind allseitig mit Sträuchern einzupflanzen (ausgenommen Zu- und Abfahrten). Die Flächen sind so 
zu gliedern, dass nach Medem 5. Abstellplatz mind. ein großkroniger Baum zu pflanzen ist.
Die Abstellplätze sind mit einer kleinteilig gegliederten Oberfläche (z.B. Pflasterungen, Betonsteinen u.Ä.) herzustellen. 
Eine Ausbildung der Abstellplätze als Schotterfläche ist Medoch nicht zulässig.
Rasenmulden, die für die Versickerung von Niederschlagswasser notwendig sind, dürfen nicht für Bepflanzungen mit 
Bäumen und Sträuchern herangezogen werden.

Lärmschutz
Für Neu- und Zubauten von Wohn- und Bürogebäuden sind für die straßenseitigen Fassaden und die im rechten Winkel 
zur Straße liegenden Außenwände der Gebäude in den mit  �      � - gekennzeichneten Bereichen folgende 
Mindestanforderung an den Schallschutz der Außenbauteile vorzusehen:

- Außenbauteile mit Fenstern und/oder Außentüren RCres, w  
- Fenster und Außentüren R�w  
                                        Rw � Ctr
- Feuermauer (Me Wand) R�w  
- Decken und Wände gegen Dachböden R�w  
- Außenwände und Dächer ohne Fenster und/oder Türen R�w 

- Besonders schutzwürdige Räume (insbesondere Schlafzimmer und Kinderzimmer) sind möglichst straßenabgewandt 
  auszurichten. Sollte dies nicht möglich sein, so müssen in Schlaf- und Kinderzimmern ausreichend dimensionierte 
  Schalldämmlüfter gemäß ÖNORM B 8115, Teil 2 eingebaut werden. 

- Im Bauverfahren für Wohn- und Bürogebäude ist der Nachweis über die geschoßweise Einhaltung der 
  genannten Mindestschallschutzanforderungen zu erbringen.

- Bei straßenseitigen Büroräumen sind ausreichend dimensionierte Schalldämmlüfter gemäß ÖNORM B 8115, Teil 2    
einzubauen.

BPL N 36-22-01-00
Der gelbe Linienzug stellt eine ungefähre Situation des Planungsgebietes dar. Die rechtsverbindliche Umgrenzung erfolgt ausschließlich durch den im BPL 
festgelegten Linienzug.
Datum:    21.6.2002
Freigabe: BMLV GZ 13.088/51-1.4/02 
Rechte:   Luftbilder sind urheberrechtlich geschützt.  Copyright Planungsamt Linz - P.H. 
             Eine Weitergabe oder Veräußerung der Luftbilder an Dritte wird untersagt (Urheberrechtsgesetz).
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